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Vorwort

Die vorliegende Abhandlung analysiert die rechtliche Lage des wirtschaftli-
chen Wettbewerbs und – mittelbar seines Gegengewichts – des Solidaritäts-
prinzips in der Verfassung der Europäischen Union. Beide eng miteinander
verbundenen und nicht selten miteinander konfligierenden Rechtsprinzipien
sind Kernelemente der Sozialen Marktwirtschaft, die spätestens seit dem Ver-
trag von Lissabon das Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell der Europäi-
schen Union normativ prägt. Der Erfolg dieses Modells und damit auch der
europäischen Idee hängt von der maßvollen Austarierung beider Prinzipien
ab. Die vorliegende Arbeit will einen Beitrag zu dieser komplexen Aufgabe
leisten.

Die Arbeit wurde im Jahr 2008 begonnen und im November 2012 als Habi-
litationsschrift angenommen. Die vorliegende Fassung wurde auf den Stand
Mitte 2013 gebracht. Die Arbeit wurde mit dem Theodor-Körner-Förder-
preis, dem Dr. Alois Mock-Wissenschaftspreis und dem Dr. Otto Seibert-
Preis zur Förderung wissenschaftlicher Publikationen ausgezeichnet. Die Pu-
blikation haben sodann das Vizerektorat für Forschung der LFU Innsbruck,
das Centre for Public Reform und das Land Tirol gefördert.

Besonderer Dank für das Zustandekommen dieser Arbeit gebührt meinem
„Habilitationsvater“ sowie Lehrer und Freund Prof. Dr. Norbert Wimmer,
der mir die Perspektive einer Habilitation und einer Universitätskarriere
überhaupt erst eröffnet hat. Zu danken habe ich sodann Prof. Dr. Arno Kahl,
der den Vorsitz in der Habilitationskommission übernommen hat, ebenso
wie jedem einzelnen Kommissionsmitglied. Zu Dank verpflichtet bin ich
auch den Gutachtern, nämlich den Professoren Nicolas Raschauer, Stefan
Storr, Jörg Philipp Terhechte und Norbert Wimmer: Nicht nur wegen der
Mühen, sondern auch weil ich ihren Gutachten wichtige Anregungen zur
Verbesserung der Arbeit entnehmen konnte. Bei der Überarbeitung und
Korrektur, insb der nicht immer freudvollen Fußnotenkontrolle, war mir
Herr Mag. Christoph Schramek eine große Unterstützung, dafür gebührt
auch ihm Dank. Dr. Franz-Peter Gillig bin ich für die Aufnahme in die Reihe
„Jus Publicum“ sehr verbunden.

Der größte Dank gilt aber freilich meiner Familie: Einerseits, weil sie
„die Habilzeit“ geduldig ertrug, andrerseits weil sie, und dabei va meine
Frau Elisabeth, mir stets große Unterstützung war und ist. Nicht zuletzt ha-
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ben meine frühaufstehenden Kinder Emelie und Elina dafür gesorgt, dass ich
stets beinahe die gesamte Spanne des Tages tätig genutzt habe.

Innsbruck, September 2013 Thomas Müller
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